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1 Lage und Abgrenzung des Gebietes 
Das Gebiet des Bebauungsplanes Nr. 195 „Gewerbegebiet Fangwiesen“, 1. 

Änderung der Stadt Damme befindet sich südöstlich der Ortslage von Damme 

ca. 1,5 km südöstlich des Stadtzentrums (Kirche). Es wird im Westen durch 

den Moorweg begrenzt. Nördlich des Plangebiets verläuft die Trasse der ge-

planten östlichen Entlastungsstraße. Östlich wird das Plangebiet durch das 

Flurstück 17/7 und südlich durch das Flurstück 25 begrenzt, beide Flur 97, 

Gemarkung Damme. 

Die genaue Abgrenzung des Plangebietes ergibt sich aus der Planzeichnung.  

 

2 Planungsziele und Vorgaben 
2.1 Planungsanlass und Erfordernis 
Südöstlich der Ortslage von Damme hat sich der Gewerbestandort südlich der 

Borringhauser Straße großflächig entwickelt. Mit der Ortskernentlastungsstra-

ße bestehen zukünftig weitere Entwicklungsbereiche beidseitig vom Moorweg. 

Der Bebauungsplan Nr. 170 „Gewerbegebiet Südfelde“ wurde zwischenzeitlich 

weitestgehend umgesetzt. Daher soll der Gewerbestandort um das Plangebiet 

des Bebauungsplanes Nr. 195 „Gewerbegebiet Fangwiesen“, rechtskräftig seit 

dem 18.07.2025, östlich des Moorweges erweitert werden, um weiteren Bedarf 

an Gewerbeflächen bedienen zu können.   

Mit der nun vorliegenden 1. Änderung soll der Nutzungskatalog der zulässigen 

Nutzungen im Plangebiet aufgrund konkreter Nachfragen erweitert werden.  

Zudem ist eine Erweiterung der festgesetzten Regenrückhalteanlage erforder-

lich. Weitere Anpassungen betreffen die Lage des Wendeplatzes, der Grünflä-

che und der Festsetzungen zu den Emissionskontingenten.  

 

2.2 Beschleunigtes Verfahren 
Für Planungsvorhaben der Innenentwicklung („Bebauungspläne der Innenent-

wicklung“) kann das beschleunigte Verfahren nach § 13 a BauGB angewandt 

werden.  

Gemäß § 13 a BauGB kann die Stadt einen Bebauungsplan im beschleunigten 

Verfahren durchführen, sofern 

 es sich um einen Bebauungsplan für die Wiedernutzbarmachung von 

Flächen, die Nachverdichtung oder andere Maßnahmen der Innenent-

wicklung (Bebauungsplan der Innenentwicklung) handelt, 

o in ihm eine zulässige Grundfläche im Sinne des § 19 Abs. 2 

BauNVO oder eine Größe der Grundfläche festgesetzt wird von  

a) weniger als 20.000 qm  
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b) 20.000 bis weniger als 70.000 qm, wenn durch überschlägige Prüfung die 

Einschätzung erlangt wird, dass der Bebauungsplan voraussichtlich keine er-

heblichen Umweltauswirkungen hat, 

 die Zulässigkeit von Vorhaben, die einer Pflicht zur Durchführung einer 

Umweltverträglichkeitsprüfung unterliegen, nicht vorbereitet oder be-

gründet wird, 

 keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 b 

des BauGB genannten Schutzgüter bestehen und 

 keine Anhaltspunkte dafür bestehen, dass bei der Planung Pflichten zur 

Vermeidung oder Begrenzung der Auswirkungen von schweren Unfällen 

nach § 50 Satz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes zu beachten 

sind. 

Die vorliegende 1. Änderung umfasst eine Größenordnung von ca. 1,9 ha. Der 

Bebauungsplan soll um weitere Nutzungen aufgrund eines konkreten Bedarfs 

erweitert werden. Es handelt sich daher um eine andere Maßnahme der In-

nenentwicklung. Der Schwellenwert gemäß § 13 a Abs. 1 Nr. 1 BauGB mit ei-

ner zulässigen Grundfläche von maximal 2 ha wird im vorliegenden Fall, auf-

grund der nur geringen Größe des Änderungsbereiches, nicht erreicht.  

Ein sonstiges UVP-pflichtiges Vorhaben wird nicht vorbereitet oder begründet. 

Das Plangebiet ist auch nicht Bestandteil eines Gebietes von gemeinschaftli-

cher Bedeutung oder eines Europäischen Vogelschutzgebietes im Sinne des 

Bundesnaturschutzgesetzes. Beeinträchtigungen der Erhaltungsziele und der 

Schutzzwecke dieser in § 1 Abs. 6 Nr. 7 b BauGB genannten Gebiete ergeben 

sich nicht. Es bestehen auch keine Anhaltspunkte dafür, dass bei der Planung 

Pflichten zur Vermeidung oder Begrenzung der Auswirkungen von schweren 

Unfällen nach § 50 Satz 1 BImSchG zu beachten sind. 

Für die vorliegende Planung sind damit die Voraussetzungen für ein beschleu-

nigtes Verfahren gemäß § 13 a Abs. 1. Nr. 1 BauGB gegeben. Somit wird von 

der Umweltprüfung, von dem Umweltbericht und von der Angabe, welche Ar-

ten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, abgesehen. Im beschleu-

nigten Verfahren gelten die Vorschriften des vereinfachten Verfahrens nach 

§ 13 Abs. 2 und 3 Satz 1 BauGB entsprechend. 

 

2.3 Regionales Raumordnungsprogramm (RROP) 
Im RROP 2021 des Landkreises Vechta wurde für den bestehenden Gewer-

bestandort inklusive dem Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 195 die 

Darstellung als zentraler Siedlungsbereich übernommen. Damit kann das 

Plangebiet dem zentralen Siedlungsbereich zugeordnet werden. 

Die nördlich angrenzend geplante Ortsentlastungsstraße ist als Vorbehaltsge-

biet „Straße“ von regionaler Bedeutung dargestellt.  
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Der Osterdammer Bergbach ist im RROP des LK Vechta als Vorsorgegebiet 

„Biotopverbund“ dargestellt. Für die Abwägung bedeutet die Darstellung eines 

Vorbehaltsgebietes, dass dieser Belang eine besondere Gewichtung hat und 

so weit wie möglich berücksichtigt werden soll. Der Belang wird im vorliegen-

den Plangebiet in der Weise berücksichtigt, dass ein ausreichender Abstand 

zum Osterdammer Bergbach eingehalten wird, um eine ordnungsgemäße Be-

wirtschaftung zu ermöglichen.  

Das Plangebiet sowie fast das gesamte Stadtgebiet liegen innerhalb eines 

Vorbehaltsgebietes „Trinkwasser“. Eine städtebaulich sinnvollere Entwicklung 

des Gewerbestandortes ist außerhalb des Vorsorgegebietes daher nicht mög-

lich. 

Abb.: Auszug aus dem Regionalen Raumordnungsprogramm 2021 des Landkreis Vechta 

 

2.4 Flächennutzungsplan  

Im bisher wirksamen Flächennutzungsplan (FNP) der Stadt Damme ist, wie 

bereits beschrieben, das Plangebiet überwiegend als gewerbliche Fläche dar-

gestellt.  

Die nördlich des Plangebiets geplante östliche Entlastungsstraße ist im Rah-

men der 25. Flächennutzungsplanänderung der Stadt bereits in den Flächen-

nutzungsplan aufgenommen worden. Die Trasse hat sich seitdem im Sinne ei-

ner Trassenoptimierung etwas verändert. Im nördlichen Geltungsbereich des 

vorliegenden Bebauungsplanes ist im Flächennutzungsplan daher noch der 

ursprüngliche Trassenverlauf als sonstige überörtliche und örtliche Hauptver-

kehrsstraße dargestellt. Da die Darstellungen im Flächennutzungsplan nicht 

parzellengenau sind und sich die Grundkonzeption einer Entlastungsstraße mit 

angrenzenden gewerblichen Bauflächen nicht geändert hat, kann das Plange-

biet als aus dem Flächennutzungsplan entwickelt bewertet werden. 
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2.5 Örtliche Gegebenheiten  

Das Plangebiet wird bisher überwiegend ackerbaulich genutzt. Am westlichen 

Plangebietsrand befindet sich ein öffentlicher Wasserzug, der von Norden 

nach Süden am Moorweg entlang verläuft.  

Nördlich des Plangebiets befinden sich die großflächig versiegelten Flächen 

eines ortsansässigen Großunternehmens. Nördlich direkt angrenzend an das 

Plangebiet plant die Stadt Damme zur Entlastung des Stadtkerns die Errich-

tung einer Entlastungsstraße. Zur Umsetzung der Planung hat der Rat der 

Stadt Damme 2019 den Verkehrsentwicklungsplan beschlossen. Eine Maß-

nahme aus diesem Plan ist die östliche Entlastungsstraße, die das vorliegende 

Plangebiet im Norden begrenzt. Die bauleitplanerische Absicherung der Tras-

se ist durch das Bauleitplanverfahren für den Bebauungsplan Nr. 178 A „Östli-

che Entlastungsstraße“ erfolgt.  

Östlich des Plangebiets ist ein landwirtschaftlicher Betrieb mit Tierhaltung und 

südlich sind weitere Ackerflächen und ein Regenrückhaltebecken vorhanden. 

Westlich des Plangebiets befindet sich der Geltungsbereich des Bebauungs-

planes Nr. 170 „Gewerbegebiet Südfelde“, in dem sich Gewerbebetriebe an-

gesiedelt haben.  

 

2.6 Immissionssituation 

a) Geruchsimmissionen der Landwirtschaft 
Östlich und südlich des Plangebiets befinden sich Betriebe mit Tierhaltungsan-

lagen. Die Geruchsemissionen von 6 Betrieben wurden daher von der Land-

wirtschaftskammer im Rahmen des Verfahrens zum Ursprungsbebauungsplan 

untersucht. Die untersuchten Betriebe befinden sich in einem Radius von 600 

m zum geplanten Gewerbegebiet. Das Ergebnis der Untersuchung wurde in 

einem Raster mit den Geruchstundenhäufigkeiten in % der Jahresstunden 

dargestellt. Im Ergebnis wurde festgestellt, dass Geruchsbelastungen durch 

Tierhaltungsanlagen, die den für ein Gewerbegebiet maßgeblichen Richtwert 

von 0,15 (entspricht wahrnehmbaren Gerüchen an 15 % der Jahresstunden) 

einhalten, in wesentlichen Teilen des Plangebietes des Ursprungsbebauungs-

planes gegeben sind. Im östlichen Plangebiet wird dieser Wert jedoch bis zu 

einem Wert von 0,18 überschritten. Aufgrund des Planungsziels der Erweite-

rung eines bestehenden Gewerbestandortes, kann die Stadt keine alternative 

Fläche mit einer geringeren Belastung zur Verfügung stellen. Im Zuge des Be-

bauungsplanes Nr. 195 wurden daher Geruchsimmissionen durch Tierhal-

tungsanlagen bis zu einem Immissionswert von 0,18 (18 % der Jahresstunden) 

noch als zumutbar eingestuft. Dieser Wert wird im gesamten Plangebiet ein-

gehalten. Der Bereich der Überschreitung ist im Ursprungsbebauungsplan ge-

kennzeichnet und wird für die 1. Änderung übernommen.  
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b)  Gewerbelärmimmissionen
Emissionskontingente
Um die Belange des Schallschutzes für die in der Nachbarschaft des Plange-

bietes  vorhandenen  Wohnnutzungen  angemessen  zu  berücksichtigen,  wurde

das  Gewerbegebiet  im  Zuge  des  Ursprungsbebauungsplanes  hinsichtlich  der

Immissionen  durch  die  Festsetzung  von  Emissionskontingenten  LEK  (gemäß

DIN 45691) eingeschränkt (s. Bebauungsplan Nr. 195).

Die Einschränkung erfolgte gemäß § 1 Abs. 4 Satz 2 BauNVO, nach dem Ge-

werbegebiete hinsichtlich der besonderen Eigenschaften der Anlagen und Be-

triebe  auch  für  mehrere  Gewerbegebiete  einer  Gemeinde  im  Verhältnis  zuei-

nander  gegliedert werden können. Ein Gewerbegebiet, in dem nicht erheblich

belästigende Gewerbebetriebe aller Art (ohne Einschränkungen) untergebracht

werden können, ist im Bebauungsplan Nr. 42a „Osterdamme“ vorhanden. Die

Gliederung erfolgte daher im Verhältnis zu diesem Gebiet.

Die im Bebauungsplan Nr. 195 festgesetzten Emissionskontingente werden für

die 1. Änderung übernommen.

Die DIN 45691 ermöglicht über den Anhang A. 2, dass in Gebieten für einzel-

ne  Richtungssektoren  die  Kontingente  erhöht werden können. Diese Möglich-

keit  wurde  für  den  Bebauungsplan  Nr.  195  in  Anspruch  genommen  und  für

Richtungssektoren  Zusatzkontingente  festgesetzt.  Diese  Zusatzkontingente

bleiben für die 1. Änderung gültig.

3  Bisherige und geplante Festsetzungen
3.1  Art der baulichen Nutzung
Gewerbegebiet
Im  rechtskräftigen  Bebauungsplan  Nr.  195  „Gewerbegebiet  Fangwiesen“  ist

das Plangebiet überwiegend als Gewerbegebiet festgesetzt.

Für  das  Plangebiet  wurden  Vergnügungsstätten  und  Anlagen  für  kirchliche,

kulturelle,  soziale  und  gesundheitliche  Zwecke  im  Ursprungsbebauungsplan

ausgeschlossen.  Begründet  wurde  dieser  Ausschluss  damit,  dass  das  vorlie-

gende  Plangebiet  ursprünglich  vorrangig  dem  produzierenden  bzw.  verarbei-

tenden  Gewerbe  vorbehalten  sein  sollte.  Für  den  nördlichen  Geltungsbereich

sollen  weitergehende  Nutzungen  ermöglicht  werden.   Zusätzlich   zu   den

gemäß  §  8  BauNVO   im  Gewerbegebiet  allgemein  zulässigen  Nutzungen

sollen   daher  nun  auch   Vergnügungsstätten   und   Anlagen   für   kirchliche,

kulturelle,  soziale und gesundheitliche Zwecke allgemein zulässig sein.

Diese  Nutzungen  sind  in  einem  Gewerbegebiet  gemäß  §  8  Abs.  3  BauNVO

ausnahmsweise  zulässig.  Mit  der  vorliegenden  Bebauungsplanänderung  sol-

len  diese  Nutzungen  unter  Anwendung  des  §  1  Abs.  6  Nr.  2  BauNVO  allge-
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mein zugelassen werden. Voraussetzung für die Inanspruchnahme dieser Re-

gelung ist, dass die allgemeine Zweckbestimmung des Baugebiets gewahrt 

bleibt.  

Gemäß § 8 BauNVO dienen Gewerbegebiete vorwiegend der Unterbringung 

von nicht erheblich belästigenden Gewerbebetrieben aller Art. Da der Nut-

zungskatalog der allgemein zulässigen Nutzungen nur für den nördlichen Gel-

tungsbereich um zwei ausnahmsweise zulässige Nutzungen ergänzt wird und 

aus dem Katalog der allgemein zulässigen Nutzungen lediglich Tankstellen 

und Anlagen für sportliche Zwecke ausgeschlossen sind, bleibt die allgemeine 

Zweckbestimmung des Gewerbegebietes gewahrt. 

Vergnügungsstätten können insbesondere zur Nachtzeit  aufgrund von Lärm-

belästigungen Konflikte auslösen. Da jedoch die bisher festgesetzten Emissi-

onskontingente weiterhin gültig bleiben, ist im Genehmigungsverfahren nach-

zuweisen, dass diese eingehalten werden bzw. durch das Vorhaben keine un-

zulässigen Emissionen auf die schützenswerte Nachbarschaft einwirken. Sel-

tene Ereignisse entsprechend des Abschnitts 7.2 der TA Lärm sind zulässig.  

Innerhalb des Gewerbegebiets sind Konflikte aufgrund von Lärmemissionen 

nicht zu erwarten, da schützenswerte Nutzungen, wie Wohnungen, nicht zu-

lässig sind.  

Emissionskontingente 

Im Ursprungbebauungsplan Nr. 195 wurde das Gewerbegebiet hinsichtlich der 

Immissionen durch die Festsetzung von Emissionskontingenten LEK (gemäß 

DIN 45691) eingeschränkt. Die Einschränkung erfolgte gemäß § 1 Abs. 4 Satz 

2 BauNVO, nach dem Gewerbegebiete hinsichtlich der besonderen Eigen-

schaften der Anlagen und Betriebe auch für mehrere Gewerbegebiete einer 

Gemeinde im Verhältnis zueinander gegliedert werden können. Ein Gewerbe-

gebiet, in dem nicht erheblich belästigende Gewerbebetriebe aller Art (ohne 

Einschränkungen) untergebracht werden können, ist im Bebauungsplan Nr. 

42a „Osterdamme“ vorhanden. Die Gliederung erfolgt daher im Verhältnis zu 

diesem Gebiet. 

Die Zulässigkeit eines Vorhabens (Betriebe bzw. Anlagen) ist im bau- oder 

immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren nach den Maßgaben 

der DIN 45691, Anhang B.8, in Verbindung mit der TA Lärm zu prüfen. Hiervon 

unberührt bleiben Betriebszustände, welche die Voraussetzungen für seltene 

Ereignisse im Sinne von Abschnitt 7.2 der TA Lärm erfüllen. In diesem Fall 

sind die Immissionsrichtwerte gemäß Abschnitt 6.3 der TA Lärm maßgebend. 

 

Ausschluss von Nutzungen 
Betriebsleiterwohnungen 

In einem Gewerbegebiet können gemäß § 8 Abs. 3 Nr. 1 BauNVO Wohnun-

gen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und 
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Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und in Grundfläche und 

Baumasse untergeordnet sind, ausnahmsweise zugelassen werden. 

Das vorliegende Plangebiet soll als Erweiterung des westlich liegenden Ge-

werbegebietes ausgewiesen werden. Die Zulassung störempfindlicher Nutzun-

gen (z.B. von Betriebswohnungen) ist dort nicht sinnvoll, da dies zu einer Be-

hinderung der im Plangebiet und seiner Umgebung zu erwartenden gewerbli-

chen Nutzungen führen könnte. Zur Sicherung der geplanten Nutzungsmög-

lichkeiten werden die gemäß § 8 Abs. 3 Nr. 1 BauNVO ausnahmsweise zuläs-

sigen Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Be-

triebsinhaber und Betriebsleiter im vorliegenden Plangebiet ausgeschlossen.  

Ausschluss weiterer Nutzungen 

Das vorliegende Plangebiet ist produzierenden bzw. verarbeitenden Gewerbe-

betrieben vorbehalten. Im nördlichen Geltungsbereich sollen darüber hinaus 

Vergnügungsstätten und Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und ge-

sundheitliche Zwecke zulässig sein.  

Um den vor genannten Nutzungen im Plangebiet ausreichende  Entwick-

lungsmöglichkeiten zu bieten, werden die gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO allge-

mein zulässigen Nutzungen  

 Tankstellen 

 Anlagen für sportliche Zwecke 

ausgeschlossen. Diese Nutzungen würden der oben genannten Zielsetzung 

entgegenstehen. 

 

3.2 Oberflächenentwässerung 
Die Stadt hat durch das Büro Biekötter Architekten GbR eine geologische 

Kurzbeurteilung (Untergrunderkundung) durchführen lassen. Im Rahmen der 

Untersuchung wurden 6 Rammkernsondierungen und 6 Rammsondierungen 

durchgeführt. Bezüglich des Grund- und Schichtwassers wurde festgestellt, 

dass zum Untersuchungszeitpunkt im Februar 2023 in allen Bohrlöchern in ei-

ner Tiefe von 0,70 bis 1,10 m Wasser vorhanden war. Es kann daher davon 

ausgegangen werden, dass eine Versickerung des Oberflächenwassers im 

Plangebiet nicht möglich ist. Im Plangebiet ist daher das Oberflächenwasser in 

einer Regenwasserrückhalteanlage zu sammeln und auf das natürliche Maß 

gedrosselt in die nächste Vorflut abzuleiten.  

Im Plangebiet muss das Oberflächenwasser der öffentlichen Verkehrsfläche 

und der privaten Grundstücke im südwestlichen Plangebiet in ein Regenrück-

haltebecken (RRA) eingeleitet werden. Über dieses Rückhaltebecken kann 

das Oberflächenwasser gedrosselt in den Osterdammer Bergbach abgeleitet 

werden. Da die im Ursprungsbebauungsplan festgesetzte Fläche für die Was-

serwirtschaft (RRA) für diesen Bemessungsfall nicht ausreichend dimensio-

niert war, wird diese Fläche im Zuge der vorliegenden 1. Änderung in Abstim-
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mung mit dem Oldenburgisch-Ostfriesischen Wasserverband (OOWV) nach 

Osten  erweitert.  

 

3.3 Öffentliche Grünfläche 
Es soll auch zukünftig eine weitere Entwicklung von Gewerbegrundstücken 

angrenzend zum Plangebiet möglich sein. Aus diesem Grund sind im Ur-

sprungsbebauungsplan als mögliche spätere Erschließung öffentliche Grünflä-

chen festgesetzt, die von Bebauung freizuhalten sind und bei Bedarf als Ver-

kehrsflächen überplant werden können. 

Die westliche Grünfläche (ÖG) wird unmittelbar östlich der Fläche für die Was-

serwirtschaft festgesetzt. Die dadurch freiwerdende Fläche wird als Gewerbe-

gebietsfläche an den Bauteppich des Ursprungsbebauungsplans angebunden. 

Auf diese Weise entsteht eine zusammenhängende und dadurch besser nutz-

bare Gewerbegebietsfläche. 

 

3.4 Straßenverkehrsfläche 
Die Erschließung in das Plangebiet wird als Straßenverkehrsfläche festgesetzt, 

Im Ursprungsbebauungsplan ist der Wendeplatz eher mittig an die Straßenflä-

che angebunden. In der nun vorliegenden 1. Änderung wird der Wendeplatz 

nach Süden verschoben, damit sich im nördlichen Geltungsbereich ein wei-

testgehend geradliniger Bauteppich ergibt.  

 

3.5 Übrige Festsetzungen, örtliche Bauvorschriften und Hinweise 
Das Maß der baulichen Nutzung, die Höhen für die baulichen Anlagen mit Be-

zugspunkte, die Bauweise, die Emissionskontingente und das Geh- Fahr und 

Leitungsrecht sind aus dem Ursprungsbebauungsplan übernommen (s. Be-

gründung zum Bebauungsplan Nr. 195).  

Die übrigen textlichen Festsetzungen, örtlichen Bauvorschriften und Hinweise 

des Bebauungsplanes Nr. 195 „Gewerbegebiet Fangwiesen“ mit örtlicher Bau-

vorschrift bleiben für die 1. Änderung bestehen und werden daher in dieser 

Begründung nicht weiter aufgeführt.  

 

3.6 Erschließung 

3.6.1 Verkehrserschließung 
Die verkehrliche Erschließung des Plangebietes erfolgt über den nordwestlich 

verlaufenden Ostring und über die Sattlergasse, die durch den Geltungsbe-

reich des Bebauungsplanes Nr. 170 „Gewerbegebiet Südfelde“ in das Plange-

biet führt. 
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In Bezug auf die nördlich des Plangebiets geplante Ortskernentlastungsstraße 

gelten außerhalb der anbaurechtlichen Ortsdurchfahrt die Anbaubeschränkun-

gen des § 24 NStrG: 

 20 m – Bauverbotszone gemäß § 24 (1) NStrG 

 40 m – Baubeschränkungszone gemäß § 24 (2) NStrG 

Diese werden wie folgt berücksichtigt: 

 Die 20 m - Bauverbotszone wird entlang der geplanten Ortskernentlas-

tungsstraße nachrichtlich übernommen und die nördliche Baugrenze mit 

einem ausreichenden Abstand festgesetzt.  

Weitere Hinweise zu der Bauverbots- und Baubeschränkungszone sind dem 

Ursprungsbebauungsplan Nr. 195 zu entnehmen. 

 

3.6.2 Ver- und Entsorgung  
Wasserversorgung 

Die Versorgung des Plangebietes mit Trinkwasser in ausreichender Qualität 

kann durch den Oldenburgisch-Ostfriesischen Wasserverband (OOWV) ge-

währleistet werden.  

Trinkwasserleitung 

Im Plangebiet sind am westlichen Plangebietsrand in der Trasse des Moorwe-

ges Leitungen des OOWV vorhanden, die bei der Umsetzung der Planung zu 

berücksichtigen sind.  

Löschwasserversorgung 

Die erforderliche Löschwasserversorgung wird nach den technischen Regeln 

des Arbeitsblatts W 405 (aufgestellt vom DVGW) und in Absprache mit der zu-

ständigen Feuerwehr erstellt. 

Abwasserbeseitigung 

Im Rahmen einer Rohrnetzerweiterung kann das Plangebiet an das Abwas-

serentsorgungssystem angeschlossen werden. Auf eine ordnungsgemäße 

Ausbildung der Kanalisation auf den jeweiligen Grundstücken (Abnahme, Ein-

haltung der Abwassersatzung) ist zu achten.  

Oberflächenwasser  

Bei der Oberflächenentwässerung sollen Auswirkungen der geplanten Flä-

chenversiegelung auf den Grundwasserstand möglichst gering gehalten sowie 

eine Verschärfung der Abflusssituation vermieden werden. 

Die Stadt hat durch das Büro Biekötter Architekten GbR eine geologische 

Kurzbeurteilung (Untergrunderkundung) durchführen lassen. Im Rahmen der 

Untersuchung wurden 6 Rammkernsondierungen und 6 Rammsondierungen 

durchgeführt. Bezüglich des Grund- und Schichtwassers wurde festgestellt, 
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dass zum Untersuchungszeitpunkt im Februar 2023 in allen Bohrlöchern in ei-

ner Tiefe von 0,70 bis 1,10 m Wasser vorhanden war. Es kann daher davon 

ausgegangen werden, dass eine Versickerung des Oberflächenwassers im 

Plangebiet nicht möglich ist. Im Plangebiet ist daher das Oberflächenwasser in  

einer Regenwasserrückhalteanlage zu sammeln und auf das natürliche Maß 

gedrosselt in die nächste Vorflut abzuleiten. 

Hierfür und für die weiteren geplanten wasserwirtschaftlichen Maßnahmen sind 

die entsprechenden Genehmigungen und/oder Erlaubnisse nach dem Wasser-

haushaltsgesetz in Verbindung mit dem Niedersächsischen Wassergesetz bei 

der zuständigen Wasserbehörde zu beantragen.  

Abfallentsorgung 

Die Entsorgung der im Plangebiet anfallenden Abfälle erfolgt entsprechend 

den abfallrechtlichen Bestimmungen sowie den jeweils gültigen Satzungen zur 

Abfallentsorgung des Landkreises Vechta. Träger der öffentlichen Abfallent-

sorgung ist der Landkreis Vechta. 

Eventuell anfallende Sonderabfälle sind vom Abfallerzeuger einer ordnungs-

gemäßen Entsorgung zuzuführen.  

Energieversorgung 

Die Versorgung des Plangebietes mit der notwendigen Energie kann durch die 

RWE sichergestellt werden. 

 

4  Auswirkungen der Planung 
4.1 Auswirkungen auf die bestehende Planung 
Bezogen auf die Festsetzungen der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 195, 

ergeben sich keine wesentlichen Änderungen. Der Katalog der zulässigen Nut-

zungen wird lediglich um Vergnügungsstätten und Anlagen für kirchliche, kulturel-

le, soziale und gesundheitliche Zwecke in einem Teilbereich ergänzt. Die allge-

meine Zweckbestimmung des Gewerbegebiets ändert sich dadurch nicht.  

Konflikte durch Lärmimmissionen aufgrund von Vergnügungsstätten können 

durch die Übernahme der Emissionskontingente aus dem Ursprungsbebauungs-

plan Nr. 195 bzw. aufgrund der Zusatzkontingente, die für den Änderungsbereich 

gültig bleiben, entgegengewirkt werden. Es wird durch die Festsetzung Nr. 1.2 

klargestellt, dass die gemäß TA Lärm geregelten seltenen Ereignisse im Plange-

biet zulässig sind.  

Durch das Verschieben des Wendeplatzes und das Vergrößern der Fläche für 

die Wasserwirtschaft ergeben sich keine erheblichen Auswirkungen auf die be-

stehende Planung. Durch die Vergrößerung des Regenrückhaltebeckens wird 

das gesamte Oberflächenwasser aus dem Gebiet gesammelt und gedrosselt, 

dem natürlichen Abfluss entsprechend, abgeleitet. Dadurch verbessert sich die 

wasserrechtliche Situation. Durch das Verschieben der Grünfläche an das Re-
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genrückhaltebecken heran ergibt sich ein günstigerer Flächenzuschnitt für die 

Gewerbegebietsflächen.  

Nach Auffassung der Stadt ist damit gewährleistet, dass durch die geplanten Än-

derungen negative Auswirkungen auf das Plangebiet und bestehende bzw. zu-

künftige Nutzungen nicht zu erwarten sind.  

 

4.2 Belange von Natur und Landschaft 
Naturschutzrechtliche Eingriffsregelung 
Die geplante Änderung kann, wie in Kap. 2.2 dargelegt, im Verfahren nach § 13 

a BauGB (Bebauungsplan der Innenentwicklung) durchgeführt werden. 

Nach § 13 a Abs. 4 i.V.m. Abs. 2 Nr. 4 und Abs.1 Nr. 1 BauGB gelten bei einem 

Bebauungsplan der Innenentwicklung Eingriffe, die aufgrund der Aufstellung des 

Bebauungsplanes zu erwarten sind, im Sinne des § 1 a Abs. 3 S. 5 als vor der 

planerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig, sofern die Größe der Grundflä-

che oder die Fläche, die bei Durchführung des Bebauungsplanes voraussichtlich 

versiegelt wird, weniger als 20.000 qm beträgt. 

Das Plangebiet umfasst einen ca. 1,9 ha großen Teilbereich des ursprünglichen 

Bebauungsplanes. Die Plangebietsgröße bleibt unter dem Schwellenwert von  

2 ha. Die Voraussetzung des § 13 a Abs. 1 Nr. 1 BauGB ist im vorliegenden Fall 

somit gegeben.  

 

Artenschutz 
Die artenschutzrechtlichen Bestimmungen des § 44 Bundesnaturschutzgesetz 

gelten, anders als die Eingriffsregelung, unabhängig und selbständig neben dem 

Bebauungsplan.  

Im vorliegenden Fall wurde die Bedeutung des Plangebietes für Flora und Fauna 

im Rahmen des ursprünglichen Bebauungsplanes untersucht und bewertet. Da-

nach stehen artenschutzrechtliche Belange der geplanten Nutzung nicht entge-

gen. Für die Bauflächenvorbereitung und das Fällen von Bäumen wurden jedoch 

Zeitfenster angegeben, um Tötungen oder erhebliche Störungen der Avifauna zu 

vermeiden und dem § 44 Abs. 1 BNatSchG Rechnung zu tragen. 

Der Hinweis zum Artenschutz ist im Ursprungsbebauungsplan vorhanden und 

hat auch für die vorliegende 1. Änderung Gültigkeit.  

Gehölzstrukturen sind im vorliegenden Teilbereich jedoch nicht betroffen.  
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4.3 Hinweise 
Gebäudeenergiegesetz (GEG) 
Das Gebäudeenergiegesetz (GEG) zur Umsetzung der europäischen Vorga-

ben zur Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden und zur Vereinheitlichung des 

Energieeinsparrechts für Gebäude ist am 1. November 2020 in Kraft getreten.  

Das GEG enthält Anforderungen an die energetische Qualität von Gebäuden, 

die Erstellung und die Verwendung von Energieausweisen sowie an den Ein-

satz erneuerbarer Energien in Gebäuden.  

 

Photovoltaikanlagen 
Seit dem 31.12.2022 sind gemäß § 32 a der Niedersächsischen Bauordnung 

(NBauO) bei der Errichtung von Gebäuden, die mindestens eine Dachfläche 

von 50 m² aufweisen, mindestens 50 Prozent der Dachfläche mit Photovoltaik-

anlagen auszustatten.  

 
Aufhebung bestehender Festsetzungen 
Mit Inkrafttreten der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 195 „Gewerbege-

biet Fangwiesen“ treten für den Geltungsbereich die zeichnerischen Festset-

zungen und die textlichen Festsetzungen Nr. 1.1 und 1.7 des ursprünglichen 

Bebauungsplanes Nr. 195, rechtskräftig seit dem 18.07.2025, außer Kraft. 

Die übrigen textlichen Festsetzungen, örtlichen Bauvorschriften und Hinweise 

des Bebauungsplanes Nr. 195 „Gewerbegebiet Fangwiesen“ mit örtlicher Bau-

vorschrift bleiben von der 1. Änderung unberührt.  

 

5 Städtebauliche Daten 
Art der Nutzung Fläche in qm Fläche in % 

Gewerbegebiet, davon 

 Flächen zum Anpflanzen und Erhalten von 

Bäumen und Sträuchern 

13.417 qm 

(188 qm) 

72,18 % 

Straßenverkehrsfläche  1.782 qm 9,59 % 

RRA 2.749 qm 14,79 % 

Grünfläche  641 qm 3,45 % 

Plangebiet 18.589 qm 100 % 
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6 Verfahren 
Frühzeitige Bürgerbeteiligung 
Die Stadt Damme hat gem. § 3 Abs. 1 BauGB frühzeitig die allgemeinen Ziele 

und voraussichtlichen Auswirkungen der Planung öffentlich dargelegt und Ge-

legenheit zur Erörterung gegeben. 

 

Beteiligung der betroffenen Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange (TöB) 
An der Planung des vorliegenden Bebauungsplanes wurden die Träger öffent-

licher Belange gem. § 4 (1) BauGB beteiligt. Diese Beteiligung erfolgte durch 

Zusendung des Planentwurfs und der dazugehörigen Begründung einschließ-

lich Umweltbericht. Auf der Grundlage des § 4 (1) BauGB setzte die Stadt den 

Trägern öffentlicher Belange für die Abgabe ihrer Stellungnahme eine Frist. 

 

Veröffentlichung/öffentliche Auslegung 
Der Entwurf des Bebauungsplanes wurde gemäß § 3 (2) BauGB zusammen 

mit der dazugehörigen Begründung mit Umweltbericht vom ………….. bis 

……………… veröffentlicht und öffentlich im Rathaus der Stadt Damme aus-

gelegt. Ort und Dauer der Veröffentlichung/Auslegung wurden vorher ortsüb-

lich mit dem Hinweis bekannt gemacht, dass Anregungen während dieser Aus-

legungsfrist vorgebracht werden können. 

 

Satzungsbeschluss 

Die vorliegende Fassung der Begründung war Grundlage des Satzungsbe-

schlusses vom ……………... 

Damme, den ………………… 

 

Bürgermeister 

 

 

Anlage 1: Rechtskräftiger Bebauungsplan Nr. 195 „Gewerbegebiet  

Fangwiesen“ 

 



Anlage 1 
 

 

 

 

 

 

 

 

 
Bebauungsplan Nr. 195, 1. Änderung 

der Stadt Damme 
 
 

Auszug aus dem rechtskräftigen Bebauungsplan Nr. 195 
„Gewerbegebiet Fangwiesen“ 

mit örtlicher Bauvorschrift 
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1 Textliche Festsetzungen (§ 9 BauGB, BauNVO 2017)

1.1 Ausschluss von Nutzungen gemäß § 1 (5) und (6) BauNVO
Im Gewerbegebiet sind folgende Nutzungen nicht zulässig:

• Tankstellen gemäß § 8 (2) Nr. 3 BauNVO,
• Anlagen für sportliche Zwecke gemäß § 8 (2) Nr. 4 BauNVO,
• Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für

Betriebsinhaber und Betriebsleiter gemäß § 8 (3) Nr. 1 BauNVO,
• Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke gemäß

§ 8 (3) Nr. 2 BauNVO,
• Vergnügungsstätten gemäß § 8 (3) Nr. 3 BauNVO

1.2 Ausschluss bestimmter Betriebe und Anlagen
Gemäß § 1 (5) und (9) BauNVO sind Betriebe, die überwiegend oder ausschließlich
der Erzeugung erneuerbarer Energien dienen, nicht zulässig. Bauliche Anlagen zur
Erzeugung erneuerbarer Energien sind ausnahmsweise als untergeordnete Nutzung
von Gewerbebetrieben zulässig. Anlagen, die der Erzeugung von Energie mittels
Biomasse dienen, sind unzulässig.

1.3 Ausschluss von zentren- und Nahversorgungsrelevanten Einzelhandels-
sortimenten

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind gemäß § 1 (5) und (9) BauNVO auf Basis
der Fortschreibung des Standort- und Zentrenkonzeptes der Stadt Damme vom 24.06.2021
Einzelhandelsbetriebe und sonstige Gewerbebetriebe für den Verkauf an Endverbraucher
nicht zulässig, wenn das angebotene Sortiment nachfolgender Liste entspricht:

Nahversorgungsrelevante Sortimente (periodischer Bedarf)
- Nahrungs- und Genussmittel
- Drogeriewaren, pharmazeutische Artikel
- Zeitungen, Zeitschriften
- Schnittblumen
- Tiernahrung

Zentrenrelevante Sortimente (aperiodischer Bedarf)
- Babyausstattung
- Bekleidung / Wäsche (Baby-, Kinder-, Damen- / Herrenbekleidung)
- Bücher, Spiel-, Schreibwaren, Bastelzubehör
- Elektrogroß- und -kleingeräte, Unterhaltungselektronik, Computer / Zubehör,

Telekommunikation, Foto
- Glas / Porzellan / Keramik
- Handarbeitswaren, Wolle, Kurzwaren, Stoffe
- Haushaltswaren, Korbwaren, Wohnaccessoires
- Haus- / Tischwäsche, Bettwäsche
- Kunstgewerbe, Bilder / Rahmen
- Musikinstrumente / Zubehör
- Optik , Akustik
- Sanitätswaren (kleinteilig)
- Schuhe, Lederwaren
- Sportbekleidung und -schuhe, Sportkleingeräte
- Uhren / Schmuck



1.4 Ausnahmsweise Zulässigkeit von nicht zentrenrelevanten Einzelhandels-
sortimenten

Gemäß § 1 (5) und (9) BauNVO sind nicht zentrenrelevante Einzelhandelssortimente
(§ 8 (2) Nr. 1 BauNVO) nur im funktionalen und räumlichen Zusammenhang mit dem
jeweiligen Betrieb im baulich untergeordneten Maß – bezogen auf das Betriebsgebäude –
ausnahmsweise zulässig.

Nicht zentrenrelevante Sortimente (aperiodischer Bedarf)
- Angelbedarf
- Auto- / Motorradzubehör
- baumarktrelevante Haushaltswaren
- Baustoffe, Bauelemente, Installationsmaterial, Beschläge, Maschinen,

Eisenwaren, Werkzeuge, Farben, Lacke, Tapeten / Zubehör
- Bettwaren (Decken, Kopfkissen, Tagesdecken)
- Campingartikel
- Fahrräder / Zubehör
- Gardinen / Zubehör
- Gartenbedarf, Pflanzen, Pflegeartikel, Düngemittel, Geräte, Rasenmäher,

Gartenmöbel
- Jagdbedarf, Waffen
- Kinderwagen, Autokindersitze
- Lampen, Leuchten, Beleuchtungskörper
- Matratzen, Matratzenschoner
- Möbel, Antiquitäten, Küchen, Büromöbel, Badmöbel, -ausstattung
- Reitsportartikel
- Rollläden, Rollos, Markisen
- Sanitätswaren (großteilig)
- Sanitär / Fliesen
- Teppiche, Bodenbeläge
- Tierpflegemittel, Tierbedarf

1.5 Maximale Höhe baulicher Anlagen
Unterer Bezugspunkt für die festgesetzte Höhe ist die Oberkante Fertigfußboden (OKFF)
im selben Gebäude.

Der obere Bezugspunkt ist die Oberkante des Gebäudes / der baulichen Anlage (First,
Hauptgesims).

Immissionsschutzanlagen (z. B. Schornsteine und Lüftungsanlagen) und sonstige
Einzelanlagen mit geringer Grundfläche von maximal 12 qm (z. B. Türme, Masten
und Siloanlagen) sind von der Höhenbeschränkung ausgenommen.

1.6 Gewerbelärm
Zulässig sind Vorhaben (Betriebe und Anlagen), deren Geräusche die angegebenen
Emissionskontingente L EK nach der DIN 45691 "Geräuschkontingentierung" weder
tags (6:00 - 22:00 Uhr) noch nachts (22:00 - 6:00 Uhr) überschreiten.

Für die in den Richtungssektoren A, B, C und D liegenden Immissionsorte dürfen die
Emissionskontingente L EK der Gewerbegebietsflächen um folgende Zusatzkontingente
erhöht werden:



Richtungsabhängige Zusatzkontingente tags und nachts in dB(A) im Uhrzeigersinn von
0 ° (Nord)

L EK, tags / nachts

Sektor A (234,5 – 266,0 °) +2 /  0  dB (A)
Sektor B (266,0 – 346,7 °) +6 / +6 dB (A)
Sektor C (346,7 –     6,7 °) +1 / +1 dB (A)
Sektor D (    6,7 – 234,5 °) +3 / +3 dB (A)

Die genaue Lage des Bezugspunktes [B] für die Richtungssektoren ist durch die folgenden
WGS 84 UTM Zone N32 Koordinaten bestimmt:

Ostwert = 32.446.742 ; Nordwert = 5.817.994

Die Prüfung der Einhaltung erfolgt nach DIN 45691: 2006-12, Abschnitt 5, wobei in den
Gleichungen (6) und (7) für die Immissionspunkte in den Richtungssektoren A, B, C und D
L EK,i durch L EK,i + L EK, zus.k zu ersetzen ist.

Bezugsfläche für die Berechnung sind die überbaubaren und nicht überbaubaren
Grundstücksflächen im festgesetzten Gewerbegebiet.

Auf Verlangen der zuständigen Immissionsschutzbehörde ist die Einhaltung der
festgesetzten Emissionskontingente im jeweiligen Anlagenzulassungsverfahren
durch sachverständige Beurteilung (Schalltechnische Prognose) nachzuweisen.

1.7 Oberflächenentwässerung
Das anfallende Dach- und sonstige Oberflächenwasser ist auf den jeweiligen Grund-
stücken zu versickern, zu speichern bzw. zurückzuhalten.

1.8 Geh-, Fahr- und Leitungsrecht
Die mit einem Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zugunsten des Versorgungsträgers zu
belastende Fläche stellt gleichzeitig einen Schutzstreifen dar. Innerhalb des 10 m breiten
Schutzstreifens verläuft die Erdgas-Transport-Leitung Scherbring-Neuenkirchen. Inner-
halb der mit Geh-, Fahr-, und Leitungsrechten zu belastenden Fläche ist die Leitungs-
trasse abzusichern. Die EWE Netz GmbH ist als Leitungsträgerin dazu zu berechtigen,
den Bereich zur Unterhaltung und Sicherung der Gasfernleitung zu betreten und zu
befahren.
Innerhalb des Bereichs mit einem Geh-, Fahr- und Leitungsrecht sind bauliche Anlagen
und Anpflanzungen nicht zulässig.

1.9 Pflanzung von Gehölzen
Auf den Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen
sind flächenhafte Bepflanzungen entsprechend den Hinweisen vorzunehmen und dauer-
haft zu erhalten und zu pflegen. Als Anfangspflanzung ist je 1,5 qm ein Gehölz zu setzen.
Abgängige Gehölze sind durch entsprechende Neuanpflanzungen zu ersetzen.
(§ 9 (1) Nr. 25 a und b BauGB).



Pflanzliste
Crataegus monogyna Weißdorn 35 %
Corylus avellana Haselnuss 20%
Prunus spinosa Schlehe 10 %
Rosa canina Hundsrose 10 %
Sambucus nigra Schwarzer Holunder 5 %
Acer campestre Feldahorn 5 %
Pyrus communis Holzbirne 5 %
Malus sylvestris Holzapfel 5 %

2 Örtliche Bauvorschrift (§ 84 (3) NBauO)

Grundstücksgrenzen, an denen ein Bereich ohne Ein- und Ausfahrt festgesetzt ist, sind
mit einer festen lückenlosen Einfriedung zu versehen und in diesem Zustand dauerhaft
zu erhalten.

3 Hinweise
3.1 Rechtsgrundlagen des Bebauungsplanes

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017
(BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Art. 2 G v. 26.4.2022 I 674

Baunutzungsverordnung (BauNVO) i. d. F. der Bekanntmachung vom 29.11.2017
(BGBl. I, S. 3786), geändert durch Art. 2 G v. 14.6.2021 I 1802

Planzeichenverordnung 1990 (PlanzV 90) i. d. F. vom 18.12.1990
(BGBl. 1991 I, S. 58), zuletzt geändert Art. 3 G v. 14.6.2021 I 1802

Nds. Bauordnung (NBauO) vom 03.04.2012, zuletzt geändert durch Art. 8 des
Gesetzes vom 22.09.2022 (Nds. GVBl. S. 578)

Nds. Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG) in der Fassung vom 17.12.2010
(Nds. GVBl. S. 576), Zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 22. September
2022 (Nds. GVBl. S. 588)

3.2 Bodenfunde
Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- und frühgeschichtliche sowie mittel-
alterliche oder frühneuzeitliche Bodenfunde (das können u. a. sein: Tongefäßscherben,
Holzkohleansammlungen, Schlacken sowie auffällige Bodenverfärbungen u. Stein-
konzentrationen, auch geringe Spuren solcher Funde) gemacht werden, sind diese
gemäß § 14 (1) des Nieders. Denkmalschutzgesetzes meldepflichtig und müssen
der zuständigen unteren Denkmalschutzbehörde oder dem Niedersächsischen
Landesamt für Denkmalpflege – Abteilung Archäologie – Stützpunkt Oldenburg,
Ofener Straße 15, Tel. 0441/205766-15 unverzüglich gemeldet werden.

Meldepflichtig sind die Finder, die Leiter der Arbeiten oder die Unternehmer. Bodenfunde
und Fundstellen sind nach § 14 (2) des Nieders. Denkmalschutzgesetzes bis zum Ablauf
von 4 Werktagen nach der Anzeige unverändert zu lassen, bzw. für ihren Schutz ist
Sorge zu tragen, wenn nicht die Denkmalschutzbehörden vorher die Fortsetzung der
Arbeiten gestatten.



3.3 Bauverbots- und Baubeschränkungszone
Auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen zwischen der straßenseitigen Bau-
grenze und der Straßenbegrenzungslinie (Bauverbotszone § 24 (1) Nr. 1 und 2 NStrG)
sind Abgrabungen und Aufschüttungen größeren Umfangs sowie Garagen und über-
dachte Stellplätze im Sinne des § 12 BauNVO und Nebenanlagen im Sinne des § 14 (1)
BauNVO in Form von Gebäuden sowie Werbeanlagen (§ 22 (5) StrG) nicht zulässig.

Im Abstand von 20 - 40 m zum befestigten Fahrbahnrand (Baubeschränkungszone
§ 24 (2) NStrG) dürfen Werbeanlagen im Blickfeld der Straße nicht ohne Zustimmung
der Straßenbauverwaltung errichtet werden (§ 22 (5) Satz 1 StrG).

3.4 Verordnungen, Erlasse, Normen und Richtlinien
Die den Festsetzungen zugrunde liegenden Vorschriften (Verordnungen, Erlasse,
Normen oder Richtlinien) können zu den üblichen Öffnungszeiten bei der Stadt Damme
(Mühlenstraße 18, 49401 Damme) eingesehen werden.

3.5 Artenschutz
Zur Vermeidung von Beeinträchtigungen für die Artengruppe der Vögel darf im Zeitraum
vom 15. März bis 31. August keine Bauflächenvorbereitung durchgeführt werden. Erfolgt
die Bauflächenvorbereitung während der Brutzeit, ist vor Beginn der Arbeiten durch eine
ökologische Baubegleitung sicherzustellen, dass Individuen nicht beeinträchtigt oder
getötet werden.
Um Beeinträchtigungen für die Artengruppe der Fledermäuse zu vermeiden, darf eine
eventuell notwendige Gehölzentfernung nur im Zeitraum vom 1. Oktober bis zum 28./29.
Februar erfolgen. Bäume mit Quartierpotential sind vor der Fällung durch eine ökologische
Baubegleitung auf Besatz zu überprüfen.

3.6         KSR-Anlage der GasLINE GmbH
Im Bereich der KSR – Anlage der GasLINE GmbH sind die Errichtung von Gebäuden aller
Art, die Einleitung von Oberflächenwasser oder aggressiven Abwässern sowie sonstige
Einwirkungen, die den Bestand oder den Betrieb der Leitung gefährden oder
beeinträchtigen könnten, nicht zulässig bzw. hierzu ist die Abstimmung mit dem
Leitungsträger herbeizuführen.

4 Nachrichtliche Übernahmen
4.1 20 m-Bauverbotszone

         20 m-Bauverbotszone gemäß § 24 (1) NStrG, gemessen vom äußeren Rand
         der befestigten, für den Kraftfahrzeugverkehr bestimmten Fahrbahn.

4.2 40 m-Baubeschränkungszone
         40 m-Baubeschränkungszone gemäß § 24 (2) NStrG, gemessen vom
         äußeren Rand der befestigten, für den Kraftfahrzeugverkehr bestimmten
         Fahrbahn.
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